
    

  

  

  

  

  

   

 

   
  

  
  

       
 
 

 

 
     

 

 
  

 

 
     

 
 

 

 

   

  
  

 
 

 
 

      

 
 

 

         
     

  

 
   

    

      

 
 

 
 

   

  

  
 

    

 

  

  

  

 
 
  

  

 

 

 

  
  

  
  

 
 

 
    

 

 

  

  

  

  
 

  
  

 

  

  

 

  
 

 

D e r  F i l d e r s t ä d t e r  We g  

SPIELREGELN FÜR DIE 
BÜRGERINNEN- UND BÜRGERBETEILIGUNG 

Allgemein: 
Phasen eines 
Beteiligungsprojektes 

Verwaltung: 
Die Interessengruppe 
Bürgerschaftliches 
Engagement, IGBE 

Gemeinderat: 
Der Beschluss für ein 
Bürgerbeteiligungsverfahren 

Allgemein: Phasen eines 
Beteiligungsprojektes 

Die Initiative zu einem Beteiligungspro-
zess kann sowohl von der Bürgerschaft 

alsauchvonderKommunalverwaltungoderdem 
Gemeinderat ausgehen; muss jedoch in jedem 
Fall vom Gemeinderat beschlossen werden und 
gliedert sich in der Regel in folgende Phasen: 
Informationsphase: Hier wird die Öffent-
lichkeit über verschiedene Medien und Ver-
anstaltungen in das Thema eingeführt. Die 

Gemeinderatsentscheidungen. Sie informiert 
auch über den weiteren Umgang mit den 
bürgerschaftlichen Empfehlungen und den 
weiteren Verlauf des Verfahrens. 

Verwaltung: 
Die Interessengruppe 
Bürgerschaftliches 
Engagement IGBE 

Beteiligungsverfahren verlangen den 
Einsatz verschiedener Verwaltungsbe-

Gemeinderat:  
Der Beschluss für ein 
Bürgerbeteiligungsverfahren 

Der Beschluss für ein Beteiligungsver-
fahren umfasst möglichst folgende 

Punkte: 
• ein Grundsatzvotum, das Beteiligungs-

verfahren durchzuführen 
• einen ungefähren Zeitplan, der insbe-

sondere festlegt, bis wann (Teil)Ergeb-
nisse vorliegen sollen 

Ablauf:  
Der Informationsfuss 

… vor Beginn des  
Beteiligungsprojekts  

In der Öffentlichkeitsarbeit werden 
die Beteiligungsprozesse als verbind-

liches Vorgehen transportiert: Wer mitspre-
chen möchte, kann und soll sich einbringen. 
Das Ergebnis kann nicht im Nachhinein in 
Frage gestellt werden. 

• 

• 

Das zuständige Fachamt lädt zu den Be-
sprechungen ein und verteilt auch die 
Protokolle an die Ansprechpartner der 
Gruppe. 
Gruppeninterne Besprechungen und öf-
fentliche Veranstaltungen organisiert 
die Gruppe selbständig und lädt hierzu 
als verantwortlicher Veranstalter ein. 
Dazu kann sie auch das städtische Amts-
blatt nutzen, dort können die Gruppen 
auch kurz zusammengefasst (Zwischen-) 
Ergebnisse veröffentlichen. 

Menschen erfahren, dass Planungen anstehen reiche, damit alle notwendigen Informationen • den Auftrag an die Verwaltung, das Be- Vor Beginn der Projektarbeit oder bei einer • Das zuständige Fachamt vermittelt der 
Ablauf: 
Der Informationsfuss 

und sie zur Beteiligung eingeladen sind. 
Dialogphase: In der Dialogphase tauschen 

zur Verfügung stehen und alle betroffenen 
Fachgebiete einbezogen sind. Seit 2004 tagt 

teiligungsverfahren – je nach Ausgangs-
lage – zu initiieren, zu koordinieren 

Auftaktveranstaltung erhalten die Bürger-
beteiligungsgruppen von den zuständigen 

Gruppe im Rahmen seiner zeitlichen 
Möglichkeiten die notwendigen Sach- 

Vorgehen bei konträren 
Standpunkten 

Bürgerschaft, Stadtverwaltung und Stadtpo-
litik Informationen, Sichtweisen und Argu-
mente direkt miteinander aus. 

deshalb zweimal jährlich die verwaltungsin-
terne und ämterübergreifende Arbeitsgruppe 
„Interessengruppe Bürgerschaftliches Enga-

oder zu begleiten, einschließlich der 
Genehmigung der erforderlichen Perso-
nal-, Sach- und Finanzressourcen 

Fachämtern Informationen über die Rahmen-
bedingungen wie 
• Legitimation und Kompetenzen nach der 

• 
und Fachinformationen. 
Die Beteiligungsgruppe erhält gegebe-
nenfalls Gutachten vor einer Veröffent-

Die Leitung der Treffen – seien es Sitzungen, gement“ (IGBE). Die jeweils federführenden • die Defnition der Gestaltungsspielräu- Gemeindeordnung lichung. Grundsätzlich hat der Gemein-
Werkstätten oder Workshops – übernehmen Fachämter bringen Projekte und Vorhaben in me bzw. die Eingrenzung dessen, worum • fnanzielle Rahmenbedingungen (kurz- derat das Recht auf Erstinformation. 
kompetente und neutrale Moderatorinnen die Sitzung ein, für die eine Bürgerbeteili- es in der Beteiligung geht und mittelfristig), Im Falle einer direkten Beteiligung der 
oder Moderatoren. gung wünschenswert oder vorgeschrieben ist. • die für das Projekt zur Verfügung ste- • Planungszeiträume und Zeithorizont der Bürgerschaft erhalten jedoch Mitglie-
In der Dialogphase wird der gemeinsame Die IGBE … henden Haushaltsmittel und damit das Umsetzung von Ergebnissen der der Beteiligungsgruppe gleich-
Konsens gesucht, aber nicht erzwungen. Wo • prüft, wer vom Gegenstand des Verfahrens Budget, mit dem die Verwaltung planen • Ansprechpartner in der Verwaltung zeitig mit dem Gemeinderat diese 
es keine Einigung gibt, werden die unter- betroffen ist und daher beteiligt werden kann • Einbindung weiterer Interessengruppen Informationen. 
schiedlichen Positionen festgehalten. Die sollte; • falls sinnvoll, die Rahmenbedingungen • Rederechte für Bürgerinnen und Bürger • Die Gruppierungen können zu den von 
Moderation leitet die teilnehmenden Bür- • klärt potentielle Überschneidungen zu für das Projekt, die dem Gemeinderat im Gemeinderat oder Ausschuss, z.B. als der Verwaltung beauftragten Planern 
gerinnen und Bürger an, Empfehlungen zu anderen Planungen/Prozessen; wesentlich erscheinen, wie zum Beispiel Sachkundige Bürger oder Gutachtern Kontakt aufnehmen 
formulieren. • schlägt Beteiligungsverfahren vor; bauliche oder soziale Standards • Präsentationsmöglichkeiten der Ergeb- und sich mit diesen besprechen. Eine 
Dokumentation: Die Ergebnisse der Bürger- • kalkuliert vor diesem Hintergrund den nisse durch Bürgerinnen und Bürger im Auftragsänderung oder -erweiterung 
beteiligung zu dokumentieren, ist Aufgabe seitens der Verwaltung erforderlichen Nachdem der Gemeinderat einen Beteili- zuständigen Fachausschuss durch die Beteiligungsgruppe kann nicht 
der neutralen Moderation. Sie leitet auch die Finanz- und Personaleinsatz; gungsprozess in Gang gesetzt hat, sind seine Damit möglichst viele Interessengruppen erfolgen. 
Abschlussveranstaltung am Ende der Dialog- • schätzt ab, wie viele Beteiligungsprozesse Mitglieder im Verlauf der Bürgerbeteiligung in die Lage versetzt werden, teilzunehmen, • Das Fachamt informiert die Beteiligungs-
phase und übergibt die Ergebnisse dort ge- oder -projekte in welcher Größenordnung in der Rolle von Beobachtern. Erst, wenn werden Termine für Planungsworkshops früh- gruppe vor dem Versand über den Inhalt 
meinsam mit den Bürgerinnen und Bürgern realistischer Weise parallel durchgeführt verbindliche Entscheidungen über die Um- zeitig angekündigt und fnden maximal über einer Vorlage für den Gemeinderat, wenn 
an die Stadtverwaltung. werden können (die Erfahrung zeigt: sich setzung von Ergebnissen anstehen, ist der anderthalb Tage, meist Freitag nachmittags diese Gruppe unmittelbar mit der Ver-
Danach stellt die Verwaltung die Empfeh- auf einige Projekte zu konzentrieren, Gemeinderat gefordert. Er ist der Souverän, und samstags statt. waltung ein Thema bearbeitet hat. Die 
lungen der Bürgerschaft im Gemeinderat diese aber qualifziert durchzuführen, ist das von der Bürgerschaft gewählte Parlament - Vorlage geht erst dann an den Gemein-
zur Diskussion. Dieser entscheidet über die dem Leitziel „Bürgerkommune“ dienli- auf der städtischen Ebene. Der Gemeinderat … in der aktiven  derat, wenn sie mit der am Prozess di-
Umsetzung. cher, als eine Fülle von Vorhaben unzu- würdigt die Ergebnisse, wägt alle Gesichts- Beteiligungsphase rekt eingebundenen Beteiligungsgruppe 
Rückkoppelungsphase: Die Teilnehmenden reichend abzuwickeln); punkte für eine künftige Entwicklung ab und abgestimmt ist. Die Gruppe erhält zu-
der Dialogphase erhalten vorab den Text, die 
so genannte Vorlage, mit der die Verwaltung 

• erarbeitet auf Grundlage dieser fach- 
lichen Einschätzung einen Vorschlag, wel-

entscheidet dann mit Mehrheit für einen be-
stimmten Weg. Zu Beginn und während der Beteili-

gungsphase wird die Öffentlichkeit 
sätzlich gleichzeitig mit dem Gemeinde-
rat die Vorlage zur Kenntnis zugesandt. 

den Gemeinderat informiert und dessen Ent- che Beteiligungsprozesses oder -projekte offensiv über den Prozess informiert, auch Das zuständige Fachamt veranlasst die 
scheidung vorbereitet. Sie werden neben der (Projekteliste) in nächster Zeit durchge- über mögliche kontroverse Punkte. Zusendung der Vorlage bei der Geschäfts-
öffentlichen Einladung im Amtsblatt auch führt werden sollen. • Die Verwaltung gewährleistet den inter- stelle des Gemeinderates. 
schriftlich informiert, wann der Gemeinderat Die Projekteliste künftiger Beteiligungsver- nen Postversand der Bürgergruppe. Die Grup- • Das Fachamt verständigt die Ansprech-
das Thema öffentlich behandelt. fahren, zusammen mit einer Begründung, pe klärt, wer ihre Ansprechpartner sind und partner der Gruppierung, wann und wo im 
Nach der Gemeinderatsentscheidung lädt die wird dem gemeinderätlichen Ausschuss für nennt die Anzahl und Namen derjenigen, die Gemeinderat oder Ausschuss das jewei-
Stadtverwaltung die Bürgerinnen und Bürger Verwaltung, Bürgerbeteiligung und Wirt- zu Besprechungen in die Verwaltung einge- lige Thema auf der öffentlichen Tages-
wiederum zu einer Veranstaltung ein. Dort schaftsförderung vorgelegt, dort diskutiert, laden werden sollen. ordnung steht. 
erläutert und begründet sie das Ergebnis der gegebenenfalls geändert und beschlossen. >> 
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• Ist eine Gruppierung nicht oder nicht 
mehr direkt zusammen mit der Verwal-
tung mit dem Thema befasst, erhält 
sie die Gelegenheit zur Stellungnahme, 
bevor der Gemeinderat oder einer sei-
ner Ausschüsse eine Entscheidung fällt. 
Hierbei nennt das federführende Fach-
amt den Ansprechpartnern der Gruppe 
Inhalt und Zeitpunkt der vorgesehenen 
öffentlichen Beratung und Entscheidung. 

• Bei entsprechend bedeutenden Vorha-
ben erhalten Sprecher der Gruppierung 
die Möglichkeit, vor dem zuständigen 
Gremium als Sachkundige Bürger die 
Meinung der Gruppierung zu erläutern. 

• Die Gemeinderatsmitglieder erhalten Zwi-
schenberichte zu laufenden Beteiligungs-
verfahren bzw. Vorabinformationen zu den 
Ergebnissen. 

…nach der aktiven Beteiligung 

Auch wenn die Bürgerinnen und Bür-
ger an der Umsetzung einer Planung 

nicht mehr direkt beteiligt sind, so ist die 
weitere Information ein wichtiges Element, 
die Zuarbeit der Beteiligungsgruppe zu 
würdigen. Im Einzelfall können Gruppierung 
und Verwaltung vereinbaren, wie sicherge-
stellt wird, dass die Gruppierung über den 
aktuellen Stand im Projekt ausreichend 
und rechtzeitig informiert wird, besonders 
über die Umsetzung der Ergebnisse aus der 
Bürgerbeteiligung. In der Regel erfolgt dies 
folgendermaßen: 
• Die zuständigen Fachämter informieren 

die Gruppierung schriftlich in angemessen 
Zeitabständen über den Stand des Verfah-
rens. 

• Bei Bedarf fnden Gespräche der Gruppie-
rung mit der Verwaltungsspitze, den 
Dezernenten und den zuständigen Amts-
leitern statt. 

• Regelmäßige mündliche Kurzberichte 
der Verwaltung in den zuständigen Aus-
schüssen sollen eine Rückkoppelung des 
Gemeinderates zu der Gruppierung ge-
währleisten. 

• Das zuständige Fachamt unterrichtet 
die Gruppierung über die Ergebnisse im 
Gemeinderat oder Ausschuss. 

Vorgehen bei 
konträren Standpunkten 

Wenn unvereinbare Positionen auf-
treten, sieht der Filderstädter Weg 

folgendes vor:  
• Sollte eine Gruppierung mit dem Vorge-

hen der Verwaltung im Laufe des Beteili-
gungsprozesses nicht einverstanden sein 
oder bestehen zunächst nicht aufösbare 
Widersprüche, so ist der Gemeinderat 
über diese Konfikte zu informieren. 
Das geschieht, indem die Verwaltung 
dem Gemeinderat die unterschiedlichen 
Meinungen dargelegt. Der Gemeinderat 
entscheidet dann über das weitere Vor-
gehen. 

• Sollten Gruppierungen der Bürgerbeteili-
gung untereinander in Konfikt geraten, 
den sie ihres Erachtens nicht ohne ex-
terne Unterstützung bewältigen können, 
so kann beim Referat für Bürgerbeteili-
gung und Stadtentwicklung eine externe 
Moderation angefordert werden. 

• Die Verwaltung versucht einen Mei-
nungsaustausch der konträren Gruppen 
so zu organisieren, dass keine persön-
lichen Konfikte zwischen den Gruppen 
entstehen. 

• Scheitert dieser Konsensversuch, ent-
scheidet nach Darstellung der Konfikte 
der Gemeinderat. Die Transparenz der 
Entscheidung wird gewährleistet. 

• Treten Konfikte über den Ablauf des 
Verfahrens auf, dann können sich die 
Gruppierungen an das Referat für Bür-
gerbeteiligung und Stadtentwicklung 
oder direkt an die Oberbürgermeisterin 
zur Klärung wenden. 

• Generell ist für diese Zusammenarbeit 
eine Kultur des Vertrauens und des Di-
alogs notwendig. Diese wird durch neu-
trale Moderation, regelmäßige Treffen 
und persönliche Gespräche zwischen 
Politik, Bürgerschaft und Verwaltung 
unterstützt. Dafür sorgt das Referat für 
Bürgerbeteiligung und Stadtentwicklung 
im Rahmen seiner fnanziellen und per-
sonellen Mittel sowie infrastrukturellen 
Ausstattung. 

DER FILDERSTäDTER WEG 

Stadt Filderstadt 
Referat für Bürgerbeteiligung 
und Stadtentwicklung 
Martinstraße 5 
70794 Filderstadt 
Tel. 0711 . 7003-375 
Fax 0711 . 7003-7376 
www.flderstadt.de 

Spielregeln für die 
Bürgerinnen- und 
Bürgerbeteiligung 
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